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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Zum Jahresauftakt votierten die Delegierten in Burgdorf (BE) mit 186:6 bzw. 191:2
Stimmen bei je 15 Enthaltungen klar für die Ja-Parole zu den Asyl- und
Ausländergesetzen. Sowohl Nationalrat Philipp Müller (AG) als auch Parteipräsident
Fulvio Pelli (TI) hatten zuvor die Notwendigkeit beider Gesetze hervorgehoben. Laut
Pelli könnten damit sowohl die Durchsetzung des Rechtsstaats als auch humanitäre
Anliegen gewährleistet werden. Demgegenüber behaupteten Kritiker der Vorlagen wie
Yves Christen (VD), die Verschärfung der Asylregelungen verletze internationales Recht
und würde der humanitären Tradition der Schweiz nicht gerecht. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die Delegiertenversammlung vom August in Murten (FR) stand im Zeichen eines
Positionspapiers, in dem die FDP Massnahmen für eine bessere Integration von
Ausländern vorschlägt. Das Integrationspapier versteht sich als Bestandteil des
Schwerpunkts „offene Schweiz“ des freisinnigen Strategiepapiers. Es zielt jedoch nicht
allein auf Ausländer, sondern versteht „Integration“ gesamtgesellschaftlich und bezieht
auch junge Menschen darin ein. Als grundlegende integrative Kraft bezeichnet die FDP
die Bildung. Deswegen zählen möglichst früh einsetzende und breit angelegte
Bildungsmassnahmen, vor allem sprachliche Förderung, zu den wesentlichen Aspekten
des Papiers. Die Forderung nach einer aktiveren Beteiligung des Bundes an der
Verbesserung der Bildungs- und Beschäftigungschancen von Ausländern fand
Unterstützung. Nur knapp konnten sich die Delegierten auf die Forderung nach einem
Rahmengesetz für Integration einigen. Ein Einwand lautete, die notwendigen
Regelungen würden bereits mit der Revision des Ausländergesetzes geschaffen. Nach
einer hitzigen Diskussion, in der sich vor allem Politiker aus der Zentral- und der
Westschweiz gegenüberstanden, empfahlen die Delegierten die Einführung des
kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Ausländer, wie es in fast allen welschen
Kantonen bereits praktiziert wird. Einige kantonale Parteipräsidenten kritisierten in der
Folge, dass sie bei der inhaltlichen Ausarbeitung des Konzepts übergangen worden
seien. Auch der auf Ausländerpolitik spezialisierte Nationalrat Philipp Müller (AG)
bemängelte die fehlende Zusammenarbeit innerhalb der Partei und die zu starke
Lenkung der Arbeit durch die Parteispitze. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.08.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Anfang April präsentierte die FDP-Parteileitung einen Vorschlag für drei Kernthemen,
auf die sich die FDP konzentrieren solle: Erstens den Kampf für mehr und gute
Arbeitsplätze, zweitens das Einstehen für den nationalen Zusammenhalt und die
Sicherung der Sozialwerke und drittens den Einsatz für einen schlanken und
bürgerfreundlichen Staat. Für die Umsetzung dieser Schwerpunkte sollen bekannte
Persönlichkeiten aus der Partei, so genannte „Leuchttürme“, verantwortlich sein. Am
Parteitag im April nahmen die Delegierten diesen Vorschlag an, alle Änderungsanträge
scheiterten. Zu „Leuchttürmen“ wurden bestimmt: Johann Schneider-Ammann (NR BE)
und Isabelle Moret (NR VD) für das Thema Arbeitsplätze, Christa Markwalder (NR BE) und
Ignazio Cassis (NR TI) für das Thema sozialer Zusammenhalt und Sozialwerke sowie
Philipp Müller (NR AG) und der Liberale Christian Lüscher (NR GE) für das Thema
bürgerfreundlicher Staat. Mit der Ausrichtung auf drei Schwerpunkte wurde das
Konzept der „vier Schweizen“, mit dem die FDP den Wahlkampf 2007 bestritten hatte,
nach Einschätzungen in der Presse mehr oder weniger fallengelassen. Das Konzept
hatte als zu abstrakt gegolten. Mit der Festlegung auf das neue Programm sollte nun
auch die von Pelli gemachte Aussage gelten, dass zu schweigen habe, wer von der
beschlossenen Parteilinie abweicht. Kontrovers diskutiert wurde der
Gesundheitsartikel, zu dem die Parolenfassung anstand: Die Vorlage erhielt mit 110 Ja zu
81 Nein nur halbherzige Unterstützung, obwohl sie von FDP-Parlamentariern
massgeblich mitentwickelt worden war. Pelli warb für den Gesundheitsartikel: Er stehe
für die freie Wahl des Arztes und des Spitals, die monistische Finanzierung und einen
kontrollierten Wettbewerb. Bundespräsident Pascal Couchepin hingegen bezeichnete
die Vorlage als unnötig. Ein klares Nein gab es für die Einbürgerungsinitiative der SVP
und die Initiative „für Volkssouveränität statt Behördenpropaganda“. Fulvio Pelli wurde
von den Delegierten als Parteipräsident bestätigt, Ruedi Noser als Vizepräsident.
Isabelle Moret (NR VD) wurde neu ins Vizepräsidium gewählt. Sie war die einzige
Kandidatin für die Nachfolge der beiden zurücktretenden VizepräsidentInnen Léonard

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.04.2008
SABINE HOHL

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Bender (VS) und Gabi Huber (UR). Ein Platz im Vizepräsidium wurde für einen
zukünftigen Vertreter der Liberalen frei gehalten. 3

Zu innerparteilichen Differenzen kam es trotz der Bemühungen um eine klare Linie
schon bald wieder: Die FDP-Delegierten hatten die SVP-Einbürgerungsinitiative
deutlich abgelehnt. Trotzdem warben Exponenten wie Hans Hess (OW), Otto Ineichen
(LU), Filippo Leutenegger (ZH), Walter Müller (SG) und Georges Theiler (LU) für ein Ja
und nahmen gar Einsitz im überparteilichen Ja-Komitee. Philipp Müller (AG), der
„Leuchtturm“ für das Thema schlanker Staat (der sich mit Pelli darauf geeinigt hatte,
nicht im Ja-Komitee mitzumachen), vertrat am Parteitag der FDP Aargau die Ja-Position
zur Einbürgerungsinitiative, die der offiziellen FDP-Parole entsprechende Nein-Position
wurde durch eine SP-Politikerin vertreten. Gespalten blieb die Partei auch beim
Gesundheitsartikel, nach dem Ja auf nationaler Ebene beschloss eine grosse Zahl von
Kantonalsektionen die Nein-Parole. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.05.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung vom 28. Februar in Bern wurde die Fusion von FDP und
LP rückwirkend auf den 1. Januar 2009 juristisch besiegelt. Hauptthema der
Versammlung war das Bankgeheimnis. Die Delegierten verabschiedeten eine
Resolution, in der am Bankkundengeheimnis festgehalten wird. Dieses sei wichtig für
den Schutz der Privatsphäre und dürfe nicht aufgeweicht werden. Um mit dem Druck
des Auslands auf das Bankgeheimnis umzugehen, forderte die FDP eine Ausweitung des
mit der EU abgeschlossenen Zinsbesteuerungsabkommens auf weitere Staaten und
auch auf andere Vermögenserträge. An der Unterscheidung zwischen Steuerbetrug und
Steuerhinterziehung wird im Positionspapier festgehalten. Darüber war man sich
innerhalb der FDP allerdings nicht einig: Einen Tag nach der Delegiertenversammlung
forderte Nationalrat Philipp Müller (fdp, AG) in der Sonntagspresse, dass die Schweiz
gegenüber dem Ausland die Unterscheidung zwischen Steuerhinterziehung und
Steuerbetrug fallen lassen solle. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.02.2009
SABINE HOHL

Die UBS-Affäre beschäftigte auch die FDP. Die Partei, die sich als „Helferin des
Finanzplatzes Schweiz“ (Pelli) betrachtet, bekundete aber Mühe, sich deutlich von den
Grossbanken zu distanzieren. Der Unmut gegenüber der UBS wuchs auch in der
Wirtschaftspartei. Insbesondere Nationalrat Philipp Müller (AG) schoss scharf gegen die
Bank und dachte laut über einen Bruch der FDP mit den Grossbanken nach. Daraufhin
trat der frühere UBS-Chef Peter Wuffli als Präsident der Freunde der FDP zurück,
einem Sponsorenverein, welcher der Partei jährlich mehrere 100'000 Fr. zukommen
lässt. Wuffli begründete seinen Rücktritt damit, dass er die FDP in der Vorwahlphase
nicht belasten wolle. Der Streit innerhalb der FDP weitete sich aus, nachdem die
Parteileitung die Parlamentarier angehalten hatte, sich in Bezug auf die
Finanzplatzstrategie des Bundes an die Parteilinie zu halten. Mit der Idee einer
Weissgeldstrategie hatte sich der Unternehmerflügel um die Nationalräte Otto Ineichen
(LU), Philipp Müller (AG), Tarzisius Caviezel (GR) und Werner Messmer (TG) den Unmut
der Parteileitung zugezogen. Allerdings schwenkte dann aber auch die offizielle Partei
von der Verteidigung des Bankgeheimnisses ab. An einer Medienkonferenz
demonstrierte sie einen Schulterschluss und präsentierte eine Weiterentwicklung der
schweizerischen Finanzmarktstrategie. In der Folge wurde eine Strategiegruppe unter
Führung von Rolf Schweiger (ZG) eingesetzt, die an der Delegiertenversammlung vom
24. April einen Bericht vorlegte. Die ursprüngliche Weissgeldidee war bereits im Vorfeld
der Versammlung von den kantonalen Parteipräsidenten abgeschwächt worden,
nachdem mehrere Kantonalsektionen Widerstand angekündigt hatten. Anstelle einer
Belegpflicht wurde eine Selbstdeklaration für ausländische Bankkunden gefordert und
statt der Einführung der schweren Steuerhinterziehung als Strafdelikt wurden eine
Steuerrechtsrevision und Verhaltensregeln für Banken vorgeschlagen. Nach einer
heftigen Diskussion wurde das Papier von den Delegierten knapp angenommen. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.04.2010
MARC BÜHLMANN
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Im Januar des Berichtsjahres trat die FDP mit Vorschlägen zur Migrationspolitik vor die
Medien. Im Hinblick auf die aufgrund der Unruhen in Nordafrika zu erwartende
Zunahme von Einwanderungen sei eine Verschärfung der Regulierung anzustreben. Die
Immigration aus Drittstaaten müsse eingeschränkt werden, was insbesondere mit einer
Erschwerung des Familiennachzugs erreicht werden solle. Nur wer keine Sozialhilfe
beziehe, soll in Zukunft seine Familie in die Schweiz holen dürfen. Zudem sollen
Asylverfahren beschleunigt und Rückführungen konsequenter durchgesetzt werden.
Allerdings müsse die Zuwanderung von qualifizierten Einwanderern verstärkt gefördert
werden. Das Positionspapier, das unter der Federführung von Philipp Müller (AG)
entstanden war, stiess parteiintern auf Widerstand. FDP-Vertreter aus der lateinischen
Schweiz, wie etwa Dick Marty (TI) oder Claude Ruey (VD), erinnerten an die humanitäre
Tradition der FDP und des Landes. Am Parteitag Mitte Februar in Zürich sprach sich die
Mehrheit der Delegierten jedoch für eine härtere Gangart aus. In der Folge reichte die
FDP Ende September sieben Motionen zur Asylpolitik ein. Sie distanzierte sich
allerdings deutlich von der SVP-Masseneinwanderungsinitiative, durch die sie die
Personenfreizügigkeit und somit die Schweizer Wirtschaft gefährdet sah [30]. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN

Weil die Tessiner FDP eine Amtszeitbeschränkung von 16 Jahren für Volksvertreter
kennt, hätte Fulvio Pelli (TI) eigentlich nicht mehr zu den Nationalratswahlen antreten
dürfen. Die Statuten sehen allerdings Sonderbewilligungen vor, die dem
Parteipräsidenten und Aushängeschild der Tessiner FDP vom Parteivorstand auch
gewährt wurden. Pelli selber kündigte an, solange im Nationalrat zu bleiben, wie er
Präsident sei. Er war aufgrund der gehäuften Niederlagen seiner Partei bei kantonalen
Wahlen und der intransparenten Kommunikation in seiner Funktion als
Verwaltungsratspräsident bei der Tessiner Kantonalbank auch in der Südschweiz nicht
unumstritten. Seine äusserst knappe Wiederwahl in den Nationalrat – 54 Stimmen
verhalfen ihm dazu – liess die Kritiker ebenfalls nicht verstummen. Pelli selber gab nach
der Niederlage bei den eidgenössischen Wahlen bekannt, im April 2012 sein Amt
abzugeben. Dies habe er bereits vor zwei Jahren beschlossen. Als potentielle
Nachfolgerinnen und Nachfolger wurden Karin Keller-Sutter (SG), Philipp Müller (AG),
Christian Wasserfallen (BE), Ruedi Noser (ZH) und Andrea Caroni (AR) ins Spiel gebracht.
Keller-Sutter kündigte früh an, dass für sie das Amt als Parteipräsidentin mit jenem als
Ständerätin unvereinbar sei. Eine Findungskommission wurde im Dezember eingesetzt
und als Wahltermin der 21. April 2012 festgelegt. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.12.2011
MARC BÜHLMANN

In der Asylpolitik blieb die FDP ihrer harten Linie treu. Sie hiess in der Asyldebatte im
Sommer alle Verschärfungen bis auf die chancenlose SVP-Forderung nach
Internierungslagern für renitente Asylbewerber gut. Prompt kam die Kritik von links,
dass die FDP mit ihrem neuen Präsidenten Philipp Müller, der ja einst bereits mit der
18%-Forderung auf sich aufmerksam gemacht habe, einen Rechtsrutsch durchmache. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2012
MARC BÜHLMANN

Für einige auch hämische Kommentare sorgte der Misserfolg der FDP mit ihrer
Bürokratie-Initiative. Das im Wahljahr als Vehikel hochstilisierte Volksbegehren
forderte eine unbürokratische, einfache und effiziente Anwendung von Gesetzen. Früh
zeichnete sich ab, dass das Unterschriftenquorum wohl nur knapp erreicht werden
würde, weshalb in einem Kraftakt in den letzten beiden Monaten noch 20'000
Unterschriften gesammelt wurden. Noch-Präsident Pelli hatte die Initiative zur
Prestigesache erklärt. Der Abgabetermin wurde gar von 17.30 auf 20.45 Uhr, also rund
drei Stunden vor Ablauf der Sammelfrist, verschoben, da noch einzelne
Unterschriftenbögen nachgereicht wurden. Die Bundeskanzlei musste – ein Novum in
der Geschichte – die Initiative deshalb ausserhalb der Bürozeiten entgegennehmen. Die
FDP übergab 100'650 Unterschriften, die allerdings in der Folge von der Bundeskanzlei
noch geprüft werden mussten. Das Resultat dieser Prüfung war – nach dreimaliger
Auszählung – dann aber eine bittere Pille für die Freisinnigen. Gültig waren nämlich nur
97'537 Unterschriften. Zum ersten Mal in der Geschichte musste damit eine Initiative
mit mehr als 100'000 eingereichten Unterschriften als nicht zustande gekommen
beurteilt werden. Das Scheitern der FDP wurde in der Presse als schmerzhaft, ja
peinlich kommentiert. Die FDP habe nach eigenen Angaben 130 000 Mitglieder, schaffe
es aber nicht, die nötigen Unterschriften für ein eigenes Begehren zu sammeln, so das
Credo. Der Partei wurde allerdings zu Gute gehalten, dass sie mit dem
Oppositionsinstrument Volksinitiative bisher keine Erfahrung gehabt habe. Mit dem
Scheitern stand zwar die Initiativ- und Referendumsfähigkeit der Partei in Frage, einige
Parteiexponenten deuteten die Niederlage aber in einen Sieg um. Der Kraftakt gegen

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.07.2012
MARC BÜHLMANN
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Ende der Sammelphase habe gezeigt, dass die Partei durchaus fähig wäre, genügend
Unterschriften für Volksbegehren zu sammeln; man müsse sich deshalb überlegen, auch
in Zukunft zu diesem Instrument zu greifen. Gegen diese Idee stellte sich allerdings der
neue Präsident der FDP, Philipp Müller. 10

Bereits Ende Oktober fassten die Delegierten mit 236 zu 8 Stimmen bei drei
Enthaltungen die Parole gegen die Abzockerinitiative und für den indirekten
Gegenvorschlag (mit 233 zu 4 Stimmen bei 5 Enthaltungen). Die Partei sei nicht die
Partei der Abzocker, liess sich Präsident Müller an der Abgeordnetenversammlung in
Thun vernehmen. Die massiven Lohnexzesse der letzten Jahre seien nicht zu
rechtfertigen; dennoch sei der indirekte Gegenvorschlag die bessere Lösung. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.10.2012
MARC BÜHLMANN

Nach sieben Amtsjahren gab Fulvio Pelli (TI) am 21. April die Präsidentschaft der FDP
ab. Karin Keller-Sutter (SG) wäre als Nachfolgerin zuoberst auf der Wunschliste
gestanden, da sie aus der Deutschschweiz stammt, ein nationales Profil und die nötige
Konsenskompetenz aufweise, die es für dieses Amt brauche. Die St. Galler Ständerätin
sagte jedoch ab, weil für sie das Präsidialamt nicht mit dem Ständeratsmandat
vereinbar sei. Mit Ruedi Noser (ZH), Philipp Müller (AG), dem Vizepräsidenten Vincenzo
Pedrazzini (SZ), Andrea Caroni (AR), Martin Schmid (GR), Christian Wasserfallen (BE)
oder Pankraz Freitag (GL) wurden in der Presse einige mögliche Namen genannt, die
Findungskommission klagte jedoch über eine eigentliche Kandidatenflaute und
zahlreiche Absagen. Anfang März stellte die Kommission dann mit Pankraz Freitag (GL)
und Philipp Müller (AG) zwei unterschiedlich profilierte Papabili vor, die sich an
verschiedenen Hearings in den Kantonen präsentieren mussten. Dem medial besser
bekannten und in Bern auch besser vernetzten Müller wurden in der Presse die
besseren Chancen eingeräumt: Dem gelernten Gipser wurde eher zugetraut, aus der
FDP wieder eine Volksbewegung zu machen als dem von Wirtschaftskreisen
unterstützte Glarner Mathematiklehrer. Müller hatte sich allerdings in der Romandie
aufgrund seiner dezidierten und harten Asylpolitik nicht viele Freunde geschaffen. Zu
einer Kampfwahl kam es jedoch nicht, da sich Freitag Mitte März als Kandidat
zurückzog. Müller wurde am 22. April schliesslich ohne Gegenstimme mit 330 zu 0
Stimmen gewählt. Pelli wurde an derselben Abgeordnetenversammlung in Bern für seine
Leistungen für die FDP mit stehenden Ovationen geehrt. Zwar habe er den
Wählerschwund nicht aufhalten können, es sei ihm aber gelungen, interne
Grabenkämpfe zu lindern. Darüber hinaus dürfe die Fusion mit den Liberalen als Erfolg
verbucht werden. Die künftigen Erfolge der FDP würden auch eine Ernte von Pellis
Wirken sein. Müller startete mit einer eigentlichen Tour de Suisse in sein Präsidium.
Nach einigen Wochen mussten auch seine Kritiker anerkennen, dass der Neue für viel
Schwung und eine grössere Nähe zur Basis sorge. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.11.2012
MARC BÜHLMANN

Bei den 2012 in acht Kantonen (AG, BS, SH, SG, SZ, TG, UR, VD) stattfindenden
Gesamterneuerungswahlen für die kantonalen Parlamente konnte die FDP den
jahrelangen Negativtrend ein wenig bremsen. Zu Beginn des Jahres verlor der Freisinn
zusammen mit der LP im Vergleich zu den Vorwahlen zwar vier Sitze im Kanton Waadt,
die ihm allerdings bereits während der Legislatur aufgrund eines Wechsels von FDP-
Vertretern in die GLP verlustig gingen. Gleichzeitig konnte sich der Freisinn aber auch
über vier Sitzgewinne im Kanton Uri und zwei Sitzgewinne im Kanton Schwyz freuen.
Ebenfalls noch im März verlor die FDP einen Sitz im Kanton St. Gallen. Im April schafften
es die Freisinnigen, ihre 18 Sitze im Kanton Thurgau zu halten. Auch Ende Jahr kam es
zu unterschiedlichen Resultaten. Während etwa in den Kantonen Aargau (+2 Sitze) und
Basel-Stadt (+1 Sitz) Erfolge gefeiert werden konnten, musste die FDP im Kanton
Schaffhausen drei Mandate abgeben. Per Saldo gewann der Freisinn damit 2012 einen
Sitz. Dieses doch eher unerwartete und positive Resultat wurde zumindest teilweise
und vor allem im Kanton Aargau auf den frischen Wind durch den neuen
Parteipräsidenten Philipp Müller zurückgeführt (siehe unten). Die FDP blieb damit Ende
des Berichtsjahres die zweitstärkste Partei auf der Basis aller kantonalen
Parlamentssitze (524 Mandate), hinter der SVP (544 Mandate), aber vor der CVP (469
Mandate) und der SP (460 Mandate).

WAHLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Einige Mühe bekundete die FDP bei der Parolenfassung zum Familienartikel. Bereits im
Parlament zeigte sich die FDP-Fraktion in dieser Frage gespalten und die FDP-Frauen
hatten bereits im Dezember 2012 ein Ja empfohlen. Dass die Nein-Parole dann
schliesslich durch die Parteipräsidentenkonferenz und nicht an der
Delegiertenversammlung gefasst wurde, führte zu einiger Kritik. Zudem liess der erst am
1. Februar 2013, also lediglich knapp einen Monat vor der Abstimmung gefasste
Entscheid kaum mehr Zeit, sich in der Kampagne zu positionieren. Via Presse forderten
einige FDP-ExponentInnen, dass alle Parolen in Zukunft von der
Delegiertenversammlung gefasst werden müssen. In den FDP-Statuten ist allerdings
vermerkt, dass die Präsidentenkonferenz – bestehend aus den Präsidenten der
Kantonalparteien, dem FDP-Vorstand und den FDP-Bundesräten – beschliessen kann,
ob eine Abstimmungsempfehlung selber getroffen oder den Delegierten vorgelegt wird.
Das sei letztlich auch eine Frage der zeitlichen Machbarkeit, gab Präsident Müller zu
Protokoll. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.02.2013
MARC BÜHLMANN

An ihrer Versammlung in Zürich Anfang Februar stimmten die FDP-Delegierten einem
von Parteipräsident Müller bereits Mitte Januar präsentierten Strategiepapier zur
Infrastrukturpolitik zu, das als Mittel gegen zunehmend überfüllte Züge und verstopfte
Strassen einen starken Ausbau des Angebotes an Schienen- und Strasseninfrastruktur
fordert: Viertelstundentakt der Intercity-Züge auf der Ost-West-Achse im Sinne einer
„S-Bahn-Schweiz“, die Behebung von Engpässen im Schienennetz, die rasche
Fertigstellung des Nationalstrassennetzes, eine zweite Gotthardröhre und ein besseres
Strassenangebot für Zubringer in die Agglomerationen. Auch ein späterer Schulbeginn,
um die Rushhour zu entschärfen, wurde diskutiert. Bei der Finanzierung dieses Ausbaus
blieb das Papier vage, wollte aber stärker auf das Nutzerprinzip abstellen, das auf der
Idee von Mobility-Pricing beruht. Zudem will die FDP eine Entflechtung der
Finanzierung der Verkehrsträger, konkret einen Bahn- wie einen
Strasseninfrastrukturfonds, wobei letzterer nicht mehr zur Finanzierung des
öffentlichen Verkehrs beigezogen werden soll. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.02.2013
MARC BÜHLMANN

Schwere Niederlagen musste die FDP im Berichtjahr auch bei den kantonalen
Regierungswahlen einstecken. In Genf verlor der Freisinn eines und in Neuenburg
gleich zwei der jeweils ursprünglich drei Exekutivmandate. Während die FDP in
Neuenburg für verschiedene politische Skandale richtiggehend abgestraft wurde,
konnte der Verlust der Regierungsbeteiligung im Kanton Wallis mit der „Steinaffäre“ um
Christian Varone und mit der erstarkten SVP erklärt werden. Bei Ersatzwahlen im
Kanton Basel-Landschaft verzichtete die FDP darauf, ihren zurücktretenden
Regierungsvertreter zu Gunsten einer Regierungsbeteiligung der SVP zu ersetzen. Einzig
im Kanton Appenzell Ausserrhoden, wo die FDP eine politische Macht ist, konnte auf
Kosten der SVP ein sechster von sieben Regierungssitzen erobert werden. Ohrfeigen
musste die FDP auch bei kommunalen Exekutivwahlen einstecken. So wurde der
langjährige FDP-Sindaco von Lugano abgewählt und durch einen Lega-Politiker ersetzt
und bei Ersatzwahlen in der bereits stark links gefärbten Stadt Zürich verlor die FDP
ihren Sitz an die Alternative Linke. Die Verluste bei den Exekutivwahlen wurden in der
Presse auch auf einen Mangel an überzeugenden Köpfen zurückgeführt. Der Freisinn
müsse mehr in den Nachwuchs investieren. Die Personalpolitik in den
Kantonalsektionen wurde von Präsident Philipp Müller im Hinblick auf die Wahlen 2015
als zentrales Projekt forciert. Trotz der Niederlagen blieb die FDP Ende Berichtjahr die
stärkste Regierungskraft in den Kantonen. 26,9% der Exekutivsitze (42 von total 156
Sitzen) waren in freisinniger Hand. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.05.2013
MARC BÜHLMANN

Insbesondere bei den Abstimmungsvorlagen, die am 3. März des Berichtjahrs an die
Urne gelangten, tat sich die FDP schwer mit der Parolenfassung. Umstritten waren
dabei nicht nur der Familienartikel, sondern auch die Beschlussfassung zum revidierten
Raumplanungsgesetz (RPG). Die Nein-Parole zur Festschreibung eines Artikels zur
Familienpolitik in der Verfassung war von der Präsidentenkonferenz gefällt worden, was
nicht nur parteiintern Protest auslöste, sondern auch zu abweichenden Empfehlungen
der FDP-Frauen und nicht weniger als sechs Kantonalsektionen führte: Ein Ja
empfahlen die FDP-Sektionen der Romandie (GE, JU, NE, VD) sowie des Kantons Bern,
während sich die FDP-Kantonalsektion Basel-Stadt für Stimmfreigabe entschloss. Das
an der Delegiertenversammlung in Zürich Anfang Februar nur relativ knapp mit 185 zu
85 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zustande gekommene Nein zum RPG, die abweichende
Ja-Empfehlung der FDP-Frauen und die vier abweichenden Kantonalsektionen (AG, BE,
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LU, NE) waren Indikatoren für die parteiinterne Umstrittenheit in der
Raumplanungspolitik. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war die Angst vor der
extremeren Landschaftsinitiative, die bei einem Nein zum RPG an die Urne gekommen
wäre. Bereits im Oktober des Vorjahres hatte sich der Freisinn mit 236 zu 8 Stimmen
bei drei Enthaltungen gegen die Abzockerinitiative ausgesprochen. Hier wich die
Sektion des Kantons Tessin ab, die ein Ja empfahl. In zwei der erwähnten drei
umstrittenen Vorlagen traf die FDP mit ihrer Parole nicht die Mehrheitsmeinung (RPG,
Abzocker). Dies passierte ihr bei den restlichen acht Vorlagen nur noch bei ihrer Ja-
Empfehlung zur Erhöhung der Gebühr für die Autobahnvignette, die nach einer hitzigen
Debatte Mitte Oktober in Genf mit 110 zu 58 Stimmen beschlossen wurde – gegen das
vorgebrachte Argument, es handle sich um eine Zweckentfremdung fiskalischer
Einnahmen aus dem Strassenverkehr. Die junge FDP beschloss hierzu auf Opposition
zur Mutterpartei zu machen und ein Nein zu empfehlen. Bei den restlichen sieben
Vorlagen traf die FDP mit ihrer parteiintern unbestrittenen Empfehlung jeweils den
Mehrheitswillen der Stimmbevölkerung. Das Nein zur Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates kam mit 198 zu 5 Stimmen zustande und das Ja zur Asylgesetzrevision
wurde mit 207 zu einer Stimme an der Delegiertenversammlung im Mai in Baden
gefasst. Ebenso deutlich waren die Abfuhren der GSoA-Initiative zur Abschaffung der
Wehrpflicht (213 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen) und der 1:12-Initiative (201 zu 1
Stimme). Die Revision des Arbeitsgesetzes wurde einstimmig zur Annahme empfohlen.
Während diese drei Vorlagen an der Delegiertenversammlung Ende August in Thun
diskutiert wurden, beschloss die Präsidentenkonferenz bereits vorher das Ja zum
Epidemiengesetz. Neben dem Beschluss zur Autobahnvignette wurde an der
Delegiertenversammlung in Genf Mitte Oktober mit 146 zu 8 Stimmen auch ein
deutliches Nein gegen die SVP-Familieninitiative beschlossen – Parteipräsident Müller
bezeichnete das Begehren als Unsinn, der kein Privileg der Linken sei. 16

Die Vernehmlassungsantwort der FDP zur Energiestrategie 2050 wurde als konsolidierte
Position der Freisinnigen nach mehreren Jahren des Ringens um die Energiepolitik der
Partei interpretiert. Die FDP hatte sich nach der Atomkatastrophe in Japan 2011 lange
schwer getan, eine nachvollziehbare Position aufzubauen. Sie sprach sich in ihrer
Stellungnahme von Anfang Februar gegen die gesetzliche Verankerung eines
Atomausstiegs aus. Zwar lehne man den Bau von Reaktoren der heutigen Technologie
ab, ein grundsätzliches Technologieverbot unterstütze die FDP aber nicht. Mitte
Oktober dachte FDP-Parteipräsident Philipp Müller laut über die Einführung einer
Ökosteuer nach, um den Energieverbrauch zu senken. Die höhere Besteuerung von
Energie statt Arbeit sei sinnvoll. In einem parteiintern nicht nur auf Wohlwollen
stossenden Interview in der Sonntagszeitung forderte Müller ein ökologischeres Profil
für die FDP. 17

ANDERES
DATUM: 21.10.2013
MARC BÜHLMANN

Rund ein Jahr nach seinem Amtsantritt als FDP-Präsident wurde Philipp Müller
parteiintern ein gutes Zeugnis ausgestellt. Die zahlreichen Bedenken hinsichtlich
seiner Ausbildung oder seiner harten Haltung in der Asylpolitik unmittelbar nach seiner
Präsidentschaftswahl waren verstummt. Müller nahm sein grosses Ziel der „inneren
Mobilisierung“ sehr ernst, war viel unterwegs und trat bei zahlreichen Ortssektionen
auf. Er konnte sich zudem in verschiedenen Auftritten als Präsident Respekt
verschaffen und seine Mediengewandtheit auch mit geschickt platzierten
Provokationen unter Beweis stellen. Seine Ausbildung als Gipser kam ihm dabei gelegen,
weil ihm seine Idee des „Volksfreisinns“ als authentisch abgenommen wurde. Mit
einfachen, hemdsärmeligen Botschaften und Präsenz im öffentlichen Raum mache er
die Partei wieder zu einem Produkt und halte sie so im Gespräch. Auch die Vorwürfe,
dass die FDP lediglich Juniorpartner der SVP sei, waren seit Müllers Antritt seltener zu
hören. Kritik kam allerdings von den FDP-Frauen, die von Müller mehr Engagement für
Frauenanliegen und Ökologie verlangten. Diese beiden Themen hatte Müller eigentlich
gleich nach seiner Wahl als prioritär angekündigt. Anstoss erregte auch die von Müller
ab und an wenig zimperliche Verwendung von Kraftausdrücken in der Öffentlichkeit und
gegenüber politischen Gegnern. Aufgrund der Wahlniederlagen wurde zudem kritisiert,
dass der Aargauer zwar Publizität, aber keine Resultate bringe. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.10.2013
MARC BÜHLMANN
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An der Delegiertenversammlung in Meiringen Ende Oktober wetterte Parteipräsident
Brunner gegen die FDP, die ihre Grundsätze verloren habe, weil sie die SVP-
Familieninitiative ablehne. Einen Tag später machte Brunner in einem Interview in der
Ostschweiz am Sonntag den Freisinnigen allerdings ein Angebot für flächendeckende
Listenverbindungen für die Wahlen 2015. Das bürgerliche Angebot müsse vergrössert
werden. Die FDP reagierte zurückhaltend. Noch im Frühjahr 2012 hatte sich FDP-
Präsident Philipp Müller für ein Verbot von Listenverbindungen ausgesprochen, war
aber mittlerweile zum Schluss gekommen, dass sich die Ausgangslage für die Wahlen
2015 verändert hätte. Ende Oktober drohte die SVP dann allerdings damit, dass sie nach
den Wahlen 2015 den zweiten FDP-Bundesratssitz übernehmen werde. 19

WAHLEN
DATUM: 06.12.2013
MARC BÜHLMANN

Auf die Ende Oktober gemachten Avancen der SVP wollte Philipp Müller nicht eingehen.
Toni Brunner, der Präsident der SVP, bot der FDP via Sonntagsmedien einen Pakt für
die Nationalratswahlen 2015 an. Die Parteien sollten flächendeckend
Listenverbindungen knüpfen. Müller wollte sich noch alle Optionen offen halten und
gab sich irritiert, weil der SVP-Präsident nur wenige Tage vor seinem Angebot an einer
Delegiertenversammlung mehrere Breitseiten gegen die FDP abgefeuert hatte. Bei den
Wahlen 2011 hatte die FDP – damals noch unter Pelli – grossen Wert auf den Alleingang
als „liberales Original“ gelegt. Damals waren die Freisinnigen nur in sechs Kantonen
Listenverbindungen eingegangen und nur im Kanton Waadt kam es dabei zu einem
Zusammengehen der FDP mit der SVP. Müller hatte sich kurz nach den nationalen
Wahlen 2011 gar für ein nationales Verbot von Listenverbindungen stark gemacht.
Weniger Berührungsängste zeigten die Jungparteien, die sich gegen den Vormarsch des
„schleichenden Sozialismus“ verbrüderten. 20

WAHLEN
DATUM: 06.12.2013
MARC BÜHLMANN

Eine „pragmatische“ Einwanderungspolitik forderte die FDP in einem Massnahmenplan,
der die Personenfreizügigkeit grundsätzlich befürwortete, die Zuwanderung aus
Drittstaaten jedoch einschränken und verstärkt gegen Missbräuche vorgehen wollte,
insbesondere hinsichtlich des Familiennachzugs. Dieser soll nur gewährt werden, wenn
eine echte Integrationsbereitschaft bestehe und die finanziellen Verhältnisse genügend
gesichert seien. Aufenthaltsbewilligungen für Einwanderer aus EU-Ländern sollen
widerrufen werden können, wenn diese Sozialhilfe empfangen. Auch die
Fünfjahresbewilligung und die Umwandlung in eine Niederlassungsbewilligung für EU-
Bürger sollen erst erteilt werden, wenn die Sozialhilfe-Risiken als gering eingeschätzt
werden können. Mit einer besseren Umsetzung der bestehenden Gesetze wollte die
FDP in der Einwanderungsdebatte sowohl Angriffe von rechts auf die
Personenfreizügigkeit als auch die linken, den „Wohlstand bedrohenden“ flankierenden
Massnahmen kontern. Das Papier wurde an der Delegiertenversammlung Anfang Mai in
Baden einstimmig angenommen. Nachdem die SP Ende Oktober ihre Zustimmung für
die Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien an eine Erweiterung der
flankierenden Massnahmen knüpfen wollte, trat die FDP an die Medien und sprach von
linken Drohungen und Bluff. Eine Kündigung der Bilateralen könne nicht im Interesse
der SP sein. Diesmal werde die FDP der SP nicht entgegenkommen. Die durch die
Zuwanderung verursachten Probleme müssten vielmehr mit einer konsequenteren
Umsetzung der flankierenden Massnahmen, etwa beim Schutz vor Lohndumping oder
einer Vereinfachung des Arbeitsrechts gemildert werden. Ende Berichtjahr gab
Parteipräsident Müller auch der SVP einen Korb, indem er die für 2014 zur Abstimmung
stehende Masseneinwanderungsinitiative scharf kritisierte. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.12.2013
MARC BÜHLMANN

Obwohl man in der FDP den Lead des Nein-Lagers nicht übernehmen wollte, trat
schliesslich mit Andrea Caroni (fdp, AR) ein junges Aushängeschild die Führung der
Kampagne gegen die Pädophileninitiative an. Caroni stellte ein überparteiliches
Komitee zusammen, um den Rechtsstaat zu verteidigen. Die Initiative verletzte den
Grundsatz der Verhältnismässigkeit, und der Automatismus sowie die fehlende
Abstufung nach der Schwere einer Tat seien mit rechtsstaatlichen Ideen nicht
vereinbar. Das Engagement war mutig, da ein Einstehen gegen die von Parteipräsident
Philipp Müller als „unappetitliches Geschäft“ bezeichnete Initiative kaum Lorbeeren
versprach. Allerdings gewannen Caroni und seine Partei damit durchaus an Profil. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.03.2014
MARC BÜHLMANN
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Am 30. März wurde der Parteipräsident der FDP, Philipp Müller (AG), an der
Delegiertenversammlung in Schaffhausen einstimmig und mit stehenden Ovationen in
seinem Amt bestätigt. Müller wurde auch in der Presse ein gutes Zeugnis ausgestellt.
Seine direkte Art habe zur Popularisierung der Partei beigetragen. Die Linie der Partei
sei deutlicher geworden und die Mitglieder aktiver. Das Klischee des „pseudo-UDC“, das
ihm einige Liberale aus der Romandie vor seiner Wahl ins Präsidium 2012 angehängt
hatten, habe sich nicht bestätigt. Im Gegenteil: Müller entpuppe sich als echter
Liberaler. Seine Kollegen im Nationalrat attestierten ihm hohes Engagement. Allerdings
eckte Müller mit seiner jovialen und teilweise ins vulgäre abdriftenden Art auch ab und
zu an. Zudem gab es nach wie vor Stimmen, die Müller im Vergleich zu seinem
Vorgänger, Fulvio Pelli (TI) nicht als nationalen Präsidenten, sondern als
Deutschschweizer wahrnahmen. Dies war insbesondere deshalb ein Problem, weil die
FDP in der Romandie stärker verankert ist. Im Schnitt unterstützen 20% der Romands
die PLR, während die FDP in der Deutschschweiz durchschnittlich 13% Wählerstärke
aufweist. Auch das Etikett des „Monsieur 18%“ blieb an ihm haften: Müller hatte vor 14
Jahren mit einer Initiative den Ausländeranteil auf 18% der Bevölkerung beschränken
wollen. Vielleicht auch dank seinem Faible für Asylpolitik schaffte Müller aber den
Spagat zwischen Wirtschaftspartei und Volksnähe – dies schienen zumindest Umfragen
Ende März zu bestätigen. An der Delegiertenversammlung ebenfalls bestätigt wurde das
bisherige Vizepräsidium, bestehend aus Christian Lüscher (GE), Isabelle Moret (VD),
Carla Speziali (TI) und Christian Wasserfallen (BE). Als Wahlkampfleiter wurde Vincenzo
Pedrazzini (SZ) bestimmt. 23

ANDERES
DATUM: 23.03.2014
MARC BÜHLMANN

Die Aargauer FDP-Ständerätin Christine Egerszegi gab 2014 bekannt, für die nationalen
Wahlen 2015 nicht mehr antreten zu wollen. Als Nachfolger für den Ständerat stellte
sich Parteipräsident Philipp Müller zur Verfügung. Er sehe kein Problem, das Mandat in
der Kleinen Kammer mit dem Parteipräsidium zu verbinden, sagte Müller auf
entsprechende Medienanfragen. Als Ständerat würde er zwar primär den Kanton Aargau
vertreten, da dieser aber bürgerlich sei, werde es kaum zu Kollisionen mit seinem
Parteiamt kommen. 24

WAHLEN
DATUM: 30.04.2014
MARC BÜHLMANN

Für den zurücktretenden FDP-Generalsekretär Stefan Brupbacher wurde Samuel Lanz
gewählt, der mit Unterbrüchen bereits mehrere Jahre im Generalsekretariat als
Mitarbeiter tätig gewesen war. Lanz wurde trotz seines jugendlichen Alters von 30
Jahren hervorragendes Fachwissen attestiert. Er habe sich laut Philipp Müller gegen
rund 20 Kandidierende durchgesetzt und wurde einstimmig gewählt. Brupbacher wurde
an der Delegiertenversammlung Ende Juni in Freiburg mit stehenden Ovationen
verabschiedet. 25

ANDERES
DATUM: 18.05.2014
MARC BÜHLMANN

Das Ziel der FDP für die eidgenössischen Wahlen 2015 hiess Wachstum. Die liberale
Stimme müsse wieder gestärkt und die beiden Bundesratssitze müssten verteidigt
werden. Die FDP kämpfe für ein freiheitliches Gesellschafts- und Wirtschaftssystem.
Dies bedinge den Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen, eine moderne
Infrastruktur und sichere Sozialwerke. Ziel sei es, die SP als zweitstärkste Kraft zu
überflügeln: Der Gegner der FDP sitze links. Ein Überholmanöver würde – falls die SP
gleich stark bliebe – einen Zuwachs von rund vier Wählerprozentpunkten bedeuten.
Ende März legte der Parteivorstand ein Strategiepapier vor, das intern diskutiert wurde.
Im Zentrum des Papiers stehen die Begriffe Freiheit, Gemeinsinn und Fortschritt. Der
bereits bei den letzten Wahlen verwendete Slogan ‚Aus Liebe zur Schweiz‘ soll
beibehalten werden. Bereits im Juni wurden die Delegierten auf den Wahlkampf
eingeschworen. Zu reden gab dabei der Begriff Gemeinsinn, der nicht sozialistische
Rezepte beinhalte, sondern Grundlage für Freiheit und Fortschritt sei. Damit solle vor
allem das Milizprinzip betont werden, also Freiwilligkeit ohne staatliche Abgaben. Mit
der Betonung von Gemeinsinn wolle man vor allem bei Wählerinnen punkten. Offiziell
lanciert wurde der Wahlkampf rund ein Jahr vor den Wahlen in Zug, wohin Mitte
September rund 1000 Delegierte pilgerten. Augenfällig war – nicht nur aufgrund des
bunten Festareals in Zug, sondern auch aufgrund der Slogans –, dass die FDP sich als
Volkspartei, weg von ihrem elitären Image, positionierte. Parteipräsident Müller rief zu
Mobilisierung und Wir-Gefühl auf. Überzeugungsarbeit müsse auf der Strasse und nicht
von den Büros aus geleistet werden. Die Exzesse eines Teils der Wirtschaft seien
masslos und die FDP müsse sich für ein verantwortungsbewusstes Unternehmertum
und eine starke Sozialpartnerschaft einsetzen – gab etwa der in der Kritik stehende
Bundesrat Schneider-Ammann zu Protokoll. Ende Oktober begann der Wahlkampf der
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FDP anhand von ganzseitigen Zeitungsinseraten sichtbar zu werden: Ins Visier wurde
dabei Bundesrätin Simonetta Sommaruga genommen, die schlafend vor dem
Bundeshaus karikiert wurde. Mit dem bestehenden Asylgesetz würde es eigentlich
genügend Mittel gegen die wachsende Zuwanderung geben, aber leider würde dieses
nicht konsequent umgesetzt, so der Tenor. 26

Die FDP verfolgte in ihrer Asylpolitik nach wie vor eine harte Linie. Sie machte im
Oktober nicht nur mit ganzseitigen Inseraten auf eine aus ihren Augen verfehlte Politik
von Bundesrätin Simonetta Sommaruga aufmerksam – die Bundesrätin wurde als untätig
schlafend vor dem Bundeshaus dargestellt, das von zahlreichen unbeantworteten
Asylgesuchen überquoll – sondern Parteipräsident Müller machte sich auch für einen
möglichen Stopp der Gesuche aus Eritrea stark. Man sende ein falsches Signal aus,
wenn man Leute aus relativ sicheren Staaten aufnehme. Diese Haltung weckte allerdings
Kritik bei Länderexperten, die Eritrea auch als "Nordkorea Afrikas" bezeichneten. Müller
wehrte sich mit dem Hinweis, dass es auch andere Beobachtungen zum Land gebe, die
auf eine Besserung hindeuteten – eine Quelle blieb er allerdings schuldig. 27

ANDERES
DATUM: 25.10.2014
MARC BÜHLMANN

Das ganze Jahr über wurde in den Medien spekuliert, ob sich die FDP stärker mit der
SVP verbünden sollte. Zur Diskussion standen dabei insbesondere Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen 2015. Anfang Jahr drohte der Parteipräsident der SVP
Toni Brunner (svp, SG) implizit damit, der FDP einen Bundesratssitz streitig zu machen,
sollte sie sich nicht für flächendeckende Mitte-Rechts-Verbindungen einsetzen. Im
Januar sah der FDP-Parteipräsident Philipp Müller noch keinen Grund, nicht mit der
SVP zu paktieren. Allerdings müsse man die Frage von Listenverbindungen den
Kantonen überlassen und die SVP könne nicht nur Forderungen stellen, sondern müsse
die FDP auch unterstützen. Anders als sein Vorgänger Fulvio Pelli (TI) verschloss sich der
neue FDP-Präsident Listenverbindungen nicht. Auch mit der CVP oder den neuen
Mitteparteien könne man sich – je nach kantonaler Ausgangslage – verbünden. Das
Verhältnis zwischen FDP und SVP kühlte sich dann jedoch nach der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative merklich ab. Auch die deutlichen Worte, die
Parteipräsident Müller gegen die von der SVP angekündigte Initiative fand, welche
Landesrecht über Völkerrecht stellen will, dienten der Abgrenzung gegen rechts. Anfang
Oktober gab Müller dann allerdings auch bekannt, dass die FDP – falls die dannzumal
erste Trendumfrage zu den Wahlen, die für die FDP einen leichten Zuwachs voraussah,
sich bestätigen sollte – Bundesrätin Widmer-Schlumpf auf Kosten eines zweiten SVP-
Bundesratssitzes abwählen würde, sofern die SVP einen valablen Kandidierenden
aufstelle. Auch seitens der CVP wurden der FDP Avancen gemacht. Die FDP sei
eingeladen, an einer kohärenten Mitte zu partizipieren. Müller reagierte prompt auf
diese Einladung und forderte vielmehr die CVP und die anderen Mitteparteien auf, in
einem Bürgerblock mitzuarbeiten. Von links wurde einer der beiden FDP-
Bundesratssitze in Frage gestellt. Um eine rechte Mehrheit aus zwei FDP- und zwei SVP-
Regierungsmitgliedern zu verhindern, und unter der Annahme, dass der SVP zwei
Regierungssitze zustünden, müsste die FDP auf einen ihrer Sitze verzichten. Ins Visier
der SP geriet dabei vor allem Bundesrat Johann Schneider-Ammann, der nicht nur
aufgrund einer Steuergeschichte seiner ehemaligen Firma ins mediale Schlaglicht
geriet, sondern der von der Linken auch für die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative mitverantwortlich gemacht wurde, weil er zu wenig
dagegen angekämpft habe. 28

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Anfang März 2015 standen die Präsidenten der drei bürgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Müller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen bürgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukünden. Mit Hilfe eines Programms, das möglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nächsten fünf Jahren oder die Bekämpfung
administrativer Kosten für Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
bürgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstärke
verursachten Problemen Herr zu werden. 
Weniger konkrete Übereinstimmung fand sich im Ende März vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «bürgerliche[n] Schnittmenge mit Lücke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteipräsident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen würden, sich damit aber für die anstehenden
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eidgenössischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» würden. In Le Temps wurde
die Vermutung geäussert, dass vor allem die CVP mit diesem Bündnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nötig, so die
«Schweiz am Sonntag».
Das als gemeinsamer roter Faden gedachte bürgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag für eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstützung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP für ein höheres
Armeebudget und eine Entschärfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete für die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die bürgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei führen könnte.
Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteipräsident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund dafür war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flächendeckende Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurückzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem bürgerlichen Lager, weil sie keine Hand für
Lösungen biete. Zurückhaltender zeigte sich Philipp Müller. Man dürfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern müsse auch darauf schauen, was die bürgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplätzen gehe. Die in der Herbstsession von der
bürgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstösse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» für die angekündigte bürgerliche Zusammenarbeit interpretiert. 29

2014 schlug der Parteipräsident der SVP, Toni Brunner (svp, SG), der FDP
flächendeckende Listenverbindungen für die eidgenössischen Wahlen im Herbst 2015
vor. Laut Medien erklärte sich die SVP dazu bereit, in kleinen Kantonen auf eigene
Kandidierende zu verzichten, wenn überall sonst eine Allianz gebildet werde. Die FDP
tat sich allerdings schwer mit diesem Angebot. Rein rechnerisch sind
Listenverbindungen für den kleineren Partner in der Regel nicht vorteilhaft. Aber auch
inhaltlich sahen zahlreiche FDP-Kantonalsektionen zu wenig Nähe zur SVP, um eine
Zusammenarbeit einzugehen. 
Vor diesem Hintergrund erteilte FDP-Parteipräsident Philipp Müller (fdp, AG) der SVP im
Januar 2015 eine Absage für flächendeckende Listenverbindungen. In einzelnen
Kantonen sei dies denkbar, die Basis sei aber in der grossen Mehrheit gegen eine
engere Zusammenarbeit mit der SVP, die sich zusehends «radikalisiere», so Müller.
Auch ein inhaltlicher bürgerlicher Schulterschluss – ein solcher war zusammen mit SVP
und CVP vor allem in Wirtschaftsfragen geplant – dürfe nicht «zur Selbstaufgabe
führen»; wenn sich die FDP der nach rechts driftenden SVP annähere, würde sie ihr
«historisches Erbe» aufgeben. Die Weltwoche machte aus dem bürgerlichen
Schulterschluss flugs einen «bürgerlichen Schulterschuss».
Bei einigen aktuellen kantonalen Parlaments- und Regierungswahlen (z.B. Luzern, Zürich
oder Basel-Landschaft) war die Zusammenarbeit zwischen FDP und SVP zwar durchaus
erfolgreich gewesen, kantonale Wahlen seien aber nicht das gleiche wie nationale
Wahlen. Die nationale FDP-Parteispitze empfahl deshalb im Mai 2015 den
Kantonalsektionen aus wahlarithmetischen und inhaltlichen Gründen, auf
Listenverbindungen zu verzichten. Der Alleingang schärfe das Profil und demonstriere
Unabhängigkeit, verteidigte der FDP-Präsident diese Empfehlung in den Medien. Das
System Schweiz sei «nicht geeignet für verpflichtende Allianzen». 
Letztlich verbanden sich die SVP und die FDP lediglich in den Kantonen Aargau, Basel-
Landschaft und Schaffhausen. Die Nicht-Allianz zwischen den beiden Parteien trieb
dabei seltene Blüten: Im Kanton Waadt nahm die jahrzehntelange Zusammenarbeit – als
«exception vaudoise» bekannt – ein Ende. Und im Kanton Luzern verbanden sich die
«Schwarzen» (FDP) zum ersten Mal überhaupt mit den «Roten» (CVP), was als Folge des
verhinderten Zusammengehens von FDP und SVP interpretiert wurde. 30
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Die Bilateralen Verträge seien der «Königsweg für die Beziehungen zur EU» – so das
Credo der FDP, deren Delegierten an ihrer Versammlung Ende Juni 2015 in Amriswil ein
Grundsatzpapier zur Ausrichtung der Europapolitik verabschiedeten. Nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative solle zwar die Zuwanderung besser kontrolliert, aber
auch die Bilateralen gestärkt und modernisiert werden.  Das Ja sei nicht als Nein zum
bilateralen Weg zu deuten, so das Papier. Bedingung für erneuerte Beziehungen sei
aber, dass die Stimmbevölkerung das letzte Wort bei der Übernahme von EU-Recht
haben müsse. In einem Interview mit der «Schweiz am Wochenende» gab
Parteipräsident Philipp Müller (fdp, AG) zu Protokoll, dass sich die FDP der «ultimativen
Schlacht um die Rolle der EU» lustvoll stellen und sich dafür einsetzen werde, dass die
bilateralen Verträge erhalten bleiben und weiterentwickelt werden. Umfragen schienen
der Positionierung der FDP recht zu geben. Nicht mehr der SVP wurde viel Kompetenz
in der EU-Politik zugeschrieben, sondern vermehrt dem Freisinn. 31
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Als «Müller-Effekt» bezeichnete die Basler Zeitung den Umstand, dass die FDP bei
kantonalen Wahlen im Jahr 2015 zulegte. Ihr Präsident, Philipp Müller schaffe es mit
seiner nicht abgehobenen Art näher bei den Leuten zu sein und sie davon zu
überzeugen, dass der Freisinn nicht einfach eine abgehobene Wirtschaftspartei sei.
Dies bedeutete freilich viel ermüdende Arbeit an der Basis, was in zahlreichen Medien
als ursächlich für den Unfall betrachtet wurde, in den der FDP-Präsident Mitte
September 2015 verwickelt war und der in der Folge einige Druckerschwärze
verursachte. Müller geriet auf die Gegenfahrbahn und kollidierte mit einer
Motorradfahrerin, die schwer verletzt wurde. Müller, der unverletzt blieb, hatte keinen
Alkohol im Blut und auch die Handydaten wiesen darauf hin, dass er sein Mobiltelefon
während der Fahrt nicht benutzt hatte. Zudem lagen laut Medien keine Anhaltspunkte
auf übersetzte Geschwindigkeit vor. Müller beteuerte, sich nicht an den Unfallhergang
erinnern zu können.
Mediales Aufsehen erregte der Unfall, zu dem eine Strafuntersuchung eröffnet wurde,
auch deshalb, weil er wenige Wochen vor den eidgenössischen Wahlen passierte, bei
denen Müller im Kanton Aargau für den Ständerat kandidierte. Zahlreiche Medien
urteilten, der Unfall würde die Wahlchancen Müllers kompromittieren. Politberater
empfahlen gar, dass er sich von Wahlveranstaltungen möglichst fern halten solle.
Andere empfahlen Müller, er solle die Wahrheit sagen. In 99 Prozent der Fälle wisse ein
Unfallverursacher nämlich, weshalb er auf die Gegenfahrbahn geraten sei, wie ein
Rechtsanwalt sich im Sonntagsblick äusserte. Rasch meldeten sich freilich Stimmen,
dass der Unfall nicht instrumentalisiert werden dürfe. Müller selber entschied sich «aus
Respekt gegenüber der jungen Frau und ihren Angehörigen» seinen Wahlkampf bis auf
weiteres auszusetzen. Er wünsche sich nichts mehr, als dass die Frau baldmöglichst
genese. Zwar zeigten seine politischen Kontrahenten Verständnis, die Medien aber
liessen den Fall nicht ruhen. Ihre Recherchen ergaben, dass Müller sein Fahrzeug erst
200 Meter nach dem Unfallort angehalten, keine erste Hilfe geleistet und gleichentags
noch ein Interview gegeben habe, bei dem er den Unfall nicht erwähnt habe. Müller
verteidigte sich damit, dass er nicht gleich verstanden hätte, was passiert sei, unter
Schock gestanden, aber gesehen habe, dass sofort Helferinnen an der Unfallstelle
gewesen seien. Der Blick sprach von einem «Kommunikations-Crash» und fragte sich,
was Müller wohl «zu verbergen» habe. Auch die Weltwoche warf Müller vor, sich in
Widersprüche zu verheddern. Es sei einfach, sich mit der Begründung «Schock» nach
dem Unfall aus der Verantwortung zu stehlen. Rückendeckung erhielt Müller von seiner
Partei, die keinen Anlass sah, einen Interims-Präsidenten einzusetzen. 
Politischen Schaden schien Philipp Müller aus der ganzen Affäre keinen davongezogen
zu haben, wurde er doch im zweiten Wahlgang für den Kanton Aargau in den Ständerat
gewählt. Rund ein Jahr nach dem Unfall stand fest, dass Müller wohl wie von ihm
vermutet einen Sekundenschlaf erlitten hatte. Die autointerne Kamera zeigte freilich
auch, dass sich das System bereits vorher mehrmals gemeldet und eine Übermüdung
signalisiert hatte. Müller hätte also nicht fahren dürfen. Er wurde entsprechend wegen
fahrlässiger schwerer Körperverletzung zu einer Geldstrafe verurteilt. 32
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Nach der schon Ende 2013 gemachten Ankündigung von Christophe Darbellay (cvp, VS),
per Ende Legislatur sowohl von seinem Amt als Nationalrat als auch als CVP-Präsident
zurückzutreten, tat sich parteiintern lange Zeit nicht viel hinsichtlich Nachfolge für das
CVP-Präsidium. Die Medien vermuteten Anfang 2015, dass Darbellay wohl noch ein Jahr
anhängen werde, weil die Neubesetzung bisher so harzig verlaufen sei. Als dieser
allerdings öffentlich verneinte, weil er sich ganz auf seine Kandidatur für die Walliser
Kantonsregierung 2017 konzentrieren wolle, und innerhalb der CVP auf einen Plan für
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die Wachablösung gedrängt wurde, fing das Kandidatenkarussell dann doch langsam an
zu drehen. Freilich sagten zuerst zahlreiche potenzielle Kandidierende ab: Stefan
Müller-Altermatt (cvp, SO) und Martin Candinas (cvp, GR) gaben berufliche und familiäre
Gründe an, die gegen eine Präsidentschaft sprächen, und auch Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) und Viola Amherd (cvp, VS) wollten sich nicht zur Verfügung stellen.
Als Kronfavoriten wurden in der Presse Pirmin Bischof (cvp, SO), Filippo Lombardi (cvp,
TI) und Gerhard Pfister (cvp, ZG) gehandelt. Lange hielten sich aber auch diese drei
bedeckt bezüglich der Frage, ob sie überhaupt Ambitionen auf das Amt hegten. Dies
führte in den Medien zu zahlreichen Spekulationen. Pfister wolle eine Art Philipp Müller
(fdp, AG) der CVP werden und diese auf eine härtere Rechtsposition führen, während
Lombardi Ambitionen habe, einst Doris Leuthard zu beerben, kommentierte etwa die
Aargauer Zeitung das lange Schweigen. Für beides dürfe man sich nicht zu früh in
Stellung bringen. Die NZZ forderte hingegen «Ordnung für den Hühnerhaufen»: Der
neue Präsident werde eine entscheidende Rolle bei der Neuausrichtung der Partei
spielen, die momentan in ganz verschiedene Richtungen strebe. 
Mitte Dezember 2015 gab die CVP dann bekannt, eine Findungskommission bestehend
aus Konrad Graber (cvp, LU), Filippo Lombardi, Viola Amherd, Marco Romano (cvp, TI)
sowie Christophe Darbellay einzusetzen, die bis im Frühling mögliche Kandidierende
präsentieren wolle. Bis Mitte Februar 2016 konnten Bewerbungen eingereicht werden.
Schon kurz vor dieser Ankündigung wurde durch eine Indiskretion bekannt, dass sich
Gerhard Pfister zur Verfügung stellen wollte. Er habe seine Kandidatur eigentlich erst im
Januar 2016 ankündigen wollen, so Pfister. In den Medien wurde der Zuger als
konservativer Politiker beschrieben, der am rechten Rand der Partei politisiere. Dies
käme vor allem der SVP zupass, urteilte etwa der Tages-Anzeiger. Neben Pfister meldete
niemand weiteres Ambitionen an und Mitte Februar verkündete die
Findungskommission, dass sich insgesamt 13 Personen für das CVP-Präsidium
beworben hätten, darunter «eine für das Amt des Präsidenten». 
Ohne Konkurrenz wurde Gerhard Pfister schliesslich an der Delegiertenversammlung
Ende April 2016 in Winterthur mit 340 von 376 Stimmen zum neuen Parteipräsidenten
gekürt. Der ehemalige Zuger Kantonsrat (1998-2003) und seit 2003 im Nationalrat
sitzende Pfister versprach, alles zu tun, was der CVP Erfolg bringe. Der nach 10-jähriger
Amtszeit scheidende Präsident Christophe Darbellay wurde mit Applaus verabschiedet,
der lauf Sonntags-Blick «eine Minute und 14 Sekunden» dauerte. 
Ins erweiterte Präsidium wurden zudem Yannick Buttet (cvp, VS) und Ida Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) als Vizepräsident und Vizepräsidentin sowie die weiteren nationalen
Parlamentsmitglieder Pirmin Bischof, Martin Candinas, Stefan Müller-Altermatt,
Elisabeth Schneider-Schneiter und Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) und kantonalen
Vertretungen Marianne Binder-Keller (AG, cvp) und Tino Schneider (GR, cvp) gewählt.
Als Fraktionspräsident gehörte auch Filippo Lombardi von Amtes wegen dem Präsidium
an. 33

1) Presse vom 16.1.06.
2) Presse vom 21.8.06; AZ und TG, 22.8.06.
3) Delegiertenversammlung: NZZ, 5.4., 19.4. und 21.4.08; Bund und SN, 19.4.08; LT, SN und TA, 21.4.08. Vizepräsidium: NLZ,
1.4.08.
4) TA, 20.5. und 31.5.09.
5) Sonntag (AZ), 1.3.09; LT, NZZ und TA, 2.3.09.
6) TA, 30.1.10; SZ und NLZ, 12.2.10; TA, 17.2.10; Presse vom 2.3. und vom 9.3.10; SoZ, 25.4.10; Presse vom 26. und 27.4.10.
7) Presse vom 7.1.11; QJ und Lib., 31.1.11; TG, 11.2.11; CdT, 12.2.11; Presse vom 14.2.11; WoZ, 31.3.11; AZ, 27.9.11; Presse vom
11.10.11; WW, 13.10.11.
8) Lib. und Blick, 23.4.11 (Sonderbewilligung); SoS, 28.9.11 (Kantonalbank); TA, 18.10.11; AZ, 24.10.11; SGT und SoS, 25.10.11; SoS
und AZ, 26.10.11; BaZ und SoS, 27.10.11; TA und NZZ, 29.10.11; SoS, 7.11.11; Presse vom 9.12. und 16.12.11; NZZ, 28.12.11.
9) AZ, 16.6.12.
10) AZ, 10.4.12; TA und AZ, 13.4.12; Presse vom 5.7.12; LT, 6.7.12.
11) NZZ, 29.10.12.
12) BZ, 16.1.12; LT, 17.1.12; NZZ, 10.2.12; LT, 28.2.12; NLZ, 2.3.12; NZZ und SGT, 3.3.12; Presse vom 6.3. und 7.3.12; NZZ, 9.3.12;
Presse vom 14.3.12; TA, 16.3.12; NZZ, 2.4. und 14.4.12; Presse vom 23.4.12; NZZ, 24.10.12; LT, 7.11.12.
13) NZZ, 12.1. und 2.2.13; So-Bli, 3.2.13; Presse vom 4.2.13; So-Bli, 24.2.13; Blick, 5.3.13; NZZ, 7.3.13 (Müller); NZZ, 27.4.13; zu
Kritik und Verteidigung der Parolenfassung durch die PK vgl. auch NZZ, 7.3.13.
14) Blick, 16.1.13; NZZ, 16.1. und 4.2.13.
15) NZZ, 28.4., 11.5. und 23.5.13
16) Sonntagspresse vom 3.2.13; NZZ, 23.2., 6.5., 19.8., 24.8. und 26.8.13; NZZS, 13.10.13 (Unsinn); NZZ, 14.10.13; www.fdp.ch
17) AZ, 1.2.13; SO, 20.10.13; TA und NZZ, 21.10.13
18) TA, 10.1.13; AZ, 23.1.13; NZZS, 31.3.13; SGT, 10.4.13; Blick und NZZ, 15.4.13; AZ, 16.4.13; Blick, 21.4.13; NZZ, 27.4. und 23.5.13;
TA, 28.6.13; NZZ, 26.8.13; NZZS, 8.9.13; BaZ, 18.9.13; WW, 24.10.13
19) So-Bli, 20.10.13; TA, 26.10.13; NZZ, 28.10.13; AZ, 29.10.13; NZZ, 5.12. und 6.12.13
20) WW, 31.1.13 (schleichender Sozialismus); NZZ, 28.10., 5.12. und 6.12.13.
21) NZZ, 27.4.13; NZZS, 5.5.13; NZZ, 6.5. und 2.11.13; So-Bli, 22.12.13; Blick, 23.12.13
22) Blick, 20.2.14; SoZ, 16.3.14; AZ, 19.3.14; So-Bli, 20.7.14
23) TG, 29.1.14; LT, 7.3.14; Lib, 29.3.14; SoZ, 30.3.14; SN, 31.3.14; SO, 25.5.14
24) AZ, NZZ, 30.4.14; AZ, 29.12.14
25) NZZ, 3.5., 9.5.14; So-Bli, 29.6.14
26) NZZ, 10.1.14; So-Bli, SoZ, 30.3.14; SN, 31.3.14; Lib, NZZ, 30.6.14; TA, 11.9.14; NZZ, 15.9.14; AZ, 15.10.14; NZZ, 20.10.14
27) NZZ, 29.10.14; Blick, 16.12.14
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28) SO, 5.1.14; NZZ, 10.1., 13.1.14; SoZ, 16.2.14; AZ, 18.2.14; NZZ, 9.4., 10.4.14; AZ, 16.8.14; So-Bli, 5.10.14; AZ, 19.12.14
29) LT, 23.2.15; Blick, LZ, NZZ, 3.3.15; NZZ, 4.3.15; Exp, LT, LZ, Lib, SGT, 28.3.15; LT, 2.4.15; SO, 26.4.15; LT, 7.5.15; NZZ, 9.5.15;
Blick, 1.6.15; Blick, 3.6., 4.6.15; Blick, 6.6.15; SO, 21.6.15; Blick, 22.6.15; AZ, Lib, 23.6.15; SO, So-Bli, 28.6.15; AZ, 29.6.15; SO,
27.9.15
30) SO, 4.1.15; Blick, LZ, NZZ, TA, TG, 12.1.15; LT, 13.1.15; NZZ, 15.1.15; Lib, 17.1.15; 24H, 3.2.15; AZ, 10.2.15; WW, 12.2.15; 24H,
14.4.15; NZZ, 21.4.15; 24H, 22.4.15; LT, 24.4.15; NZZ, 2.5.15; BZ, 8.5.15; LT, 12.5.15; So-Bli, 7.6.15; NZZ, 29.6.15; LT, 3.7.15
31) Medienmitteilung FDP vom 27.6.15; TA, 27.6.15; SO, 28.6.15; SGT, 29.6.15
32) BaZ, 31.3.15; AZ, Blick, LZ, NZZ, TA, 12.9.15; SO, So-Bli, SoZ, 13.9.15; AZ, LT, NZZ, TA, 14.9.15; AZ, Blick, 15.9.15; Blick, TA,
16.9.15; WW, 17.9.15; SoZ, 20.9.15; NZZ, TA, 26.10.15; Blick, TA, 27.10.15; WW, 29.10.15
33) Medienmitteilung CVP vom 15.12.15; Medienmitteilung CVP vom 15.2.16; Medienmitteilung CVP vom 18.3.16;
Medienmitteilung CVP vom 23.4.16; BaZ, 4.2.15; AZ, 23.2.15; BaZ, 19.3.15; Blick, 20.5.15; NZZ, 23.6.15; TG, 11.7.15; SOGL, 12.7.15;
LZ, 18.7.15; AZ, 11.8.15; NZZ, 27.10.15; SoZ, 13.12.15; TA, 14.12.15; LZ, SGT, 15.12.15; NF, 17.12.15; TA, 18.12.15; WW, 24.12.15; LZ,
15.4.16; So-Bli, 24.4.16
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